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Ehrenamtliches Polizieren in Deutschland                                                             

 

Frauke Reichl 

 

Für die Gewährleistung der inneren Sicherheit ist die Polizei der traditionell zentrale Akteur. 

Doch wie in vielen anderen, insbesondere europäischen Ländern gibt es auch in Deutschland 

Trends zur Pluralisierung der Sicherheitsproduktion. Zunehmend bringen sich neben den 

weiteren öffentlichen Akteuren wie der Kommune bzw. dem Ordnungsamt auch gewerbli-

che und zivilgesellschaftliche Akteure in die (urbane) Sicherheitsproduktion ein. Zum einen 

zeigt sich diese Pluralisierung in der Etablierung von kriminalpräventiven Räten, Arbeitskrei-

sen, Diskussionsrunden oder anderen Kooperationsformen, an denen die verschiedenen Ak-

teure teilnehmen (vgl. Frevel 2017, S. 1074). Zum anderen gibt es auch eine Pluralisierung 

des Polizierens1. Plurales Polizieren meint „das koexistente und/oder kooperative Polizieren 

von mindestens zwei unterschiedlichen abgrenzbaren Akteuren in deckungsgleichen, sich 

überschneidenden oder aneinander angrenzenden Zuständigkeitsbereichen“ (Hirschmann 

und John 2018, S. 4). So sind in den Städten nicht nur Polizeistreifen zu beobachten, sondern 

ebenfalls Streifendienste des Ordnungsamtes, gewerbliche Sicherheitsdienste, die bspw. von 

der Stadt oder ansässigen Geschäften beauftragt wurden, oder auch polizierende BürgerIn-

nen.  

Die polizierenden BürgerInnen können nach ihrem Verhältnis zum Staat bzw. zur Polizei 

kategorisiert werden. Vom Staat unabhängige, also nicht-institutionalisierte Zusammen-

schlüsse von BürgerInnen, die im Bereich der Sicherheit tätig werden, sind bspw. Nachbar-

schaftswachen und Bürgerinitiativen, die durch Präsenz, Beobachten und Melden für mehr 

Sicherheit sorgen wollen und von der Polizei toleriert bzw. sogar unterstützt werden.2 Zudem 

gibt es nicht-institutionalisierte Zusammenschlüsse, z.B. Bürgerwehren, vor denen Politik 

und Polizei in erster Linie deswegen warnen, weil ein Konflikt- und Gewaltpotential von 

ihnen ausgehen kann (vgl. bspw. Lange und Thissen 2016).  

                                                 

1  „Polizieren meint dabei die a) personelle Bewachung und/oder b) personelle Bestreifung und/oder c) sichtbare 

technische Überwachung öffentlicher und halböffentlicher Räume sowie unmittelbar daraus resultierender Maß-

nahmen. Dabei ist das Polizieren mit der Aufgabe der Aufrechterhaltung oder Herstellung von Sicherheit und 

Ordnung verbunden, gleichwohl wie und von wem Sicherheit und Ordnung definiert werden.“ (Hirschmann und 

John 2018, S. 4) 

2  Bspw. die von Peter Bescherer und Dietmar J. Wetzel untersuchte „Stuttgarter Nachthilfe“ (der Name wurde 

durch die Autoren pseudonymisiert) (vgl. Bescherer und Wetzel 2017), die an den Wochenenden öffentliche Orte 

aufsuchen, an denen sich Jugendliche treffen. Dort weisen sie bspw. auf Lärmbelästigung hin oder bieten sich als 

Heimweghilfe an (vgl. Bescherer und Wetzel 2017, S. 25). Ein anderes Beispiel sind die Bürger für Sicherheit e.V. 

Ahrensburg, die „ehrenamtlich und gemeinnützig im vorbeugenden Schutz vor Einbruch, Diebstahl und Betrug 

sowie vor anderen Straftaten“ Beobachtungsdienste organisieren (vgl. Bürger für Sicherheit e.V., o.S.) 



PluS-i Working Paper Nr. 3/2018  3 

 

Genauer betrachtet werden sollen in der vorliegenden Arbeit die institutionalisierten Formen 

des Polizierens durch BürgerInnen, die es in verschiedenen Bundesländern gibt und die im 

Weiteren als „ehrenamtliches Polizieren“ bzw. „ehrenamtlich Polizierende“ bezeichnet wer-

den. In Baden-Württemberg und Hessen gibt es den „Freiwilligen Polizeidienst“, in Sachsen 

und Bayern die „Sicherheitswacht“. Zudem gibt es die „Sicherheitspartner“ in Brandenburg, 

die, wie herausgestellt werden wird, unter den ehrenamtlich Polizierenden aufgrund ihres 

etwas anderen Aufbaus eine Sonderstellung einnehmen. Aber auch die Freiwilligen Polizei-

dienste und Sicherheitswachten unterscheiden sich trotz der teils gleichen Bezeichnung 

bspw. in Befugnissen und Ausbildung. Deshalb wird im Rahmen dieses Working Papers der 

Frage nachgegangen, an welchen Stellen und Strukturen sich Unterschiede und Gemeinsam-

keiten in den verschiedenen bundeslandspezifischen Formen des ehrenamtlichen Polizierens 

identifizieren lassen.  

Neben der wissenschaftlichen Literatur sowie Zeitungsartikeln wurden dazu insbesondere 

online verfügbare Informationen von Polizeien und Innenministerien zu den verschiedenen 

Ausgestaltungen des ehrenamtlichen Polizierens herangezogen.  

Einführend wird auf die gesetzlichen Grundlagen sowie die aktuellen Entwicklungen des 

ehrenamtlichen Polizierens in den verschiedenen Bundesländern eingegangen. Hier werden 

auch die Eindrücke einer ersten Sichtung von Landtagsdokumenten geschildert. Im zweiten 

Kapitel geht es um die Aufgaben und Ziele ehrenamtlichen Polizierens. Schließlich werden 

im dritten Kapitel die Dienste bzgl. der Ausstattung, Befugnisse, Ausbildung und Entloh-

nung der Ehrenamtlichen sowie die Auswahlkriterien, nach denen diese für das Ehrenamt 

ausgewählt werden, beschrieben. In jedem dieser Kapitel wird stets ein vergleichender An-

satz verfolgt und eine Übersichtstabelle gegeben. Im fünften Kapitel wird zudem ein knapper 

Überblick über den Freiwilligen Ordnungs- und Streifendienst in Niedersachsen, die Freiwil-

lige Polizeireserve/den Freiwilligen Polizeidienst in Berlin und die Überlegungen in Meck-

lenburg-Vorpommern, einen Dienst des ehrenamtlichen Polizierens einzurichten, gegeben. 

Im Fazit wird neben einer knappen Zusammenfassung auch auf die Informationen einge-

gangen, die für die verschiedenen Formen des ehrenamtlichen Polizierens von offizieller 

Seite zur Verfügung gestellt werden, da die Recherche gezeigt hat, dass hier durchaus Unter-

schiede in der Bereitstellung von Informationen für BürgerInnen erkennbar sind.  
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1. Entstehung des ehrenamtlichen Polizierens 
und aktuelle Entwicklungen 

Der Freiwillige Polizeidienst (FPD) in Baden-Württemberg wurde 1963 eingeführt und ist 

damit der älteste, noch aktive Dienst ehrenamtlich Polizierender in Deutschland. Gegründet 

wurde er in einer Phase des Wirtschaftswachstums, die mit einem Arbeitskräftemangel im 

öffentlichen Dienst und damit auch innerhalb der Polizei einherging. Somit wurde über den 

Einsatz von Ehrenamtlichen als sogenannte Reservekräfte diskutiert, die in der instabilen 

politischen Lage „für vermeintliche außen- und innenpolitische Bedrohungen“  (Hirschmann 

und Groß 2012, S. 26) zur Verfügung gestellt werden sollten. Nachdem ein erster Entwurf 

zur Ergänzung des Polizeigesetzes 1959 scheiterte3, legte das Innenministerium Baden-Würt-

temberg 1962 den Entwurf eines „Polizeireservegesetzes“ vor (vgl. Ehm 2005, S. 31 ff.), der 

nach mehreren Beratungen, Diskussionen und Überarbeitungen im Landtag zum „Gesetz 

über den Freiwilligen Polizeidienst“4 (FPolDG) umgewandelt wurde und am 19.06.1963 in 

Kraft trat (vgl. Ehm 2005, S. 34).  

Mit diesem neuen Gesetz wurde auch die Möglichkeit geschaffen, Polizeifreiwillige nicht nur 

in Notstandsfällen einzusetzen: 

„Der Freiwillige Polizeidienst wird zur Dienstleistung aufgerufen, wenn die Polizei ihr nach 

§ 1 des Polizeigesetzes obliegenden Aufgaben mit den vorhandenen Beamten des Polizei-

vollzugsdienstes vorübergehend nicht erfüllen kann.“ (§ 5 Abs. 1 FPolDG) 

Während der Eintritt von Gefahren von außen immer unwahrscheinlicher wurde, kam es 

bezüglich der allgemeinen Aufgaben der Polizei zu starken Veränderungen bzw. Ausweitun-

gen. So kam es in den 1960er Jahren zu einer überdurchschnittlichen Zunahme des motori-

sierten Straßenverkehrs und damit einhergehenden Überwachungs- und Verkehrsregelungs-

aufgaben. Mit dem zunehmenden Wohlstand kam es zudem zu qualitativ andersartiger sowie 

höherer Kriminalität und auch die außerparlamentarische Opposition erforderte die Polizei 

(vgl. Ehm 2005, S. 25 - 26). Zwar wurde der Personalmangel in der Polizei wahrgenommen, 

die Bereitstellung weiterer Stellen war jedoch schwer realisierbar, sodass stets ein Bedarf an 

den ehrenamtlich Polizierenden bestehen blieb (vgl. Hirschmann und Groß 2012, S. 27). 

Hirschmann und Groß (2012) weisen darauf hin, dass dieses Modell des Freiwilligen Polizei-

dienstes nach dem Mauerfall immer stärker hinterfragt wurde, was mehr und mehr mit einer 

sich verändernden Außendarstellung des Freiwilligendienstes einherging – die demokratie-

fördernde, gesellschaftlich-staatsbürgerliche Seite dieses ehrenamtlichen Engagements 

wurde in den Vordergrund gestellt (vgl. Hirschmann und Groß 2012, S. 27). Die rot-grüne 

Regierung in Baden-Württemberg (2011-2016) beschloss schließlich ein Auslaufen des Frei-

willigen Polizeidienstes, also die Aussetzung der Aufnahme von neuen Mitgliedern. Die ak-

tuelle grün-schwarze Koalition (seit 2016) hat allerdings beschlossen, den FPD auf eine neue 

rechtliche Grundlage zu stellen, sodass eine Auflösung bzw. ein Auslaufen nicht mehr ge-

plant ist (vgl. Landtag von Baden-Württemberg 2017b). Eine größere Diskussion im Landtag 

                                                 

3 Zu den diversen Gründen vgl. Ehm 2005, S. 30 f. 
4 Insbesondere die zentrale Betonung der Freiwilligkeit führte zur Namensänderung, vgl. Ehm 2005, S. 33 
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über den Freiwilligen Polizeidienst gab es zuletzt anlässlich dessen 50-jährigen Bestehens 

2013 (vgl. Landtag von Baden-Württemberg 2013). Seit 2016 wurde die Zukunft des FPD 

lediglich vereinzelt als Beispiel für die Inkompatibilität der großen Koalition zwischen den 

Grünen und der CDU herangezogen (vgl. Landtag von Baden-Württemberg 2017a, 2017c).  

Etwa 30 Jahre nach Einführung des Freiwilligen Polizeidienstes in Baden-Württemberg 

wurde in einem weiteren Bundesland – Bayern – mit der bayerischen Sicherheitswacht der 

Einsatz ehrenamtlich Polizierender vorangetrieben. Die Einführung der Sicherheitswacht 

war Teil eines 15-Punkte-Programms zur Inneren Sicherheit, das die bayerische Staatsregie-

rung 1994 verabschiedete.  Rechtliche Grundlage dafür war das Sicherheitswachterprobungs-

gesetz (vgl. Stienen 2011, S. 158). Danach wurde 1996 eine landesweite Einführung durch 

das Sicherheitswachtgesetz (SWG) ermöglicht (vgl. van Elsbergen 2004, S. 196; Hirschmann 

und Groß 2012, S. 20). In einer ersten Testphase, die 1994 startete, wurde die Sicherheits-

wacht in Nürnberg, Ingolstadt und Deggendorf eingerichtet. Dabei wurde betont, dass der 

„Unkultur des Wegschauens“ (Polizei Bayern 2017b) eine „Kultur des Hinschauens“  entge-

gensetzt werden solle (vgl. Hitzler 1996, S. 34 f.). 2010 wurde eine Ausweitung auf 1000 

Sicherheitswachtangehörige5 durch den bayerischen Ministerrat beschlossen und es wurde 

Kommunen mit unter 20.000 Einwohnern die Einrichtung einer Sicherheitswacht ermög-

licht (vgl. Polizei Bayern 2017b). 2016 hat die Bayerische Staatsregierung im Rahmen des 

Konzepts „Sicherheit durch Stärke“ eine erneute Ausweitung auf 1500 in der Sicherheits-

wacht mitwirkende Personen beschlossen (vgl. Bayerisches Staatsministerium des Innern, für 

Bau und Verkehr 2017). 

Eine erste Sichtung der Landtagsdokumente zeigt, dass gerade zu Beginn heftig um die Etab-

lierung der Sicherheitswacht gerungen wurde (vgl. Bayerischer Landtag 1993a). Einführen 

wollte die Sicherheitswacht die CSU – SPD, Grüne und FPD positionierten sich dagegen 

(vgl. Bayerischer Landtag 1993c). Ein in den anderen Ländern weniger oder gar nicht prä-

senter Kontext ist die bereits oben erwähnte „Unkultur des Wegschauens“, die mithilfe der 

Sicherheitswacht durch eine „Kultur des Hinschauens“ ersetzt werden soll. So wird bspw. 

von Seiten der CSU von einer „Strategie gegen die Wegschaumentalität“ (Bayerischer Land-

tag 2000, S. 3746) gesprochen, während u.a. die SPD bereits in der ersten Lesung des Sicher-

heitswachterprobungsgesetzes betonte, dass die Sicherheitswacht der Zivilcourage eher ent-

gegenstünde (Bayerischer Landtag 1993b). Zudem stellen Grüne und/oder SPD seit Einfüh-

rung der Sicherheitswacht immer wieder Anträge zu deren Auflösung bzw. Kürzung der da-

für vorgesehenen finanziellen Mittel. Zuletzt abgelehnt wurde der Antrag der Aussetzung 

der Finanzierung der Sicherheitswacht für den Haushalt 2017/2018, den u.a. die Fraktion 

Grüne gestellt hatte (vgl. Bayerischer Landtag 2016b). 

Die Sicherheitspartner in Brandenburg wurden ebenfalls 1994 in Form eines Modellprojekts 

in 10 Kommunen eingeführt (vgl. Newiger 1995). 1995 wurde mit dem Erlass „Sicherheit in 

                                                 

5 Eine Statistik darüber, wie viele Personen zum genauen Zeitpunkt der Ausweitungsbestrebungen ehrenamtlich in 

der Sicherheitswacht aktiv waren, konnte nicht gefunden werden. Stand Juni 2011 waren es 587 Angehörige und im 

November 2011 bereits 740 Angehörige (vgl. Hirschmann und Groß 2012, 21; Anhang A3 Tabelle 15) 
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Städten und Gemeinden des Landes Brandenburg durch den Ausbau der konzertierten Ak-

tion ‚Kommunale Kriminalverhütung KVV‘“ die landesweite Bestellung von Sicherheitspart-

nern ermöglicht (vgl. Stienen 2011, S. 162; Minister des Innern 11.10.1995, S. 928-929). 

Kontext der Einführung war ein Anstieg der registrierten Straftaten in Brandenburg Anfang 

der 1990er Jahre (vgl. Newiger 1995),  auf die die BürgerInnen mit der Bildung von Bürger-

initiativen, die sich teilweise zu Bürgerwehren weiterentwickelten, reagierten (vgl. Stienen 

2011, S. 161 f.). Hier erhoffte man sich durch die Sicherheitspartner „eine Kontrolle und 

positive Einflussnahme auf die ‚sogenannten Bürgerwehren‘“ (Newiger 1995). Eine erste 

Sichtung der Landtagsdokumente zeigt, dass anfangs nicht sicher war, dass die Sicherheits-

partnerschaften, wie sie derzeit in Brandenburg existieren, so eingeführt würden. So reichte 

die CDU 1994 einen Antrag ein, in der sie die Landesregierung aufforderte, einen Gesetz-

entwurf über die Bildung einer freiwilligen Sicherheitspartnerschaft vorzulegen. Dabei hatte 

sie bereits konkrete Vorstellungen, die eher auf den Umsetzungen des ehrenamtlichen Poli-

zierens in Berlin und Baden-Württemberg beruhten (vgl. Landtag Brandenburg 1994) – es 

wird jedoch noch zu sehen sein, dass die Sicherheitspartner unter den ehrenamtlich Polizie-

renden eine Art Sonderstellung einnehmen. Insgesamt werden die Sicherheitspartnerschaf-

ten im brandenburgischen Landtag immer wieder im Kontext von Bürgerwehren diskutiert. 

Von Seiten der Landesregierung wird aber betont, dass eine Zusammenarbeit mit Bürger-

wehren nicht stattfinde, lediglich bürgerschaftliches Engagement polizeilich unterstützt 

werde (vgl. bspw. Landtag Brandenburg 2016).6 2017 wurde der Erlass von 1995 durch das 

„Eckpunktepapier Kommunale Kriminalprävention“ und den Erlass „Sicherheitspartner des 

Landes Brandenburg“ abgelöst (vgl. Ministerium des Innern und für Kommunales Branden-

burg 31.05.2017). Begründet wurden die Neuregelung mit der Notwendigkeit einer Anpas-

sung an die heutige Zeit. So wurde bspw. die Begrenzung von 10 Mitgliedern pro Sicher-

heitspartnerschaft aufgehoben und durch die Gewährung von Lottomitteln wurde die Aus-

gabe von neuen Funktionsjacken ermöglicht. Zudem sollen die Informationsangebote ins-

besondere in Form der Homepage www.sicherheit-braucht-partner.de ausgebaut und ver-

bessert werden (vgl. Land Brandenburg 31.05.2017). Insgesamt können diese Neuregelungen 

als Bestätigung mit dem Ziel der Zunahme7 an Sicherheitspartnern angesehen werden.  

Die Sächsische Sicherheitswacht wurde im April 1998 zunächst in Form einer neunmonati-

gen Testphase in Dresden und anschließend landesweit eingeführt. Zur Zeit der Erprobung 

beruhte die Sicherheitswacht auf dem Sächsischen Sicherheitswachterprobungsgesetz; daran 

anschließend wurde es in das Sächsische Sicherheitswachtgesetz umgewandelt (SächsSWG) 

(vgl. Stienen 2011, S. 165).  Bei Einführung der sächsischen Sicherheitswacht gab es bereits 

die Bayerische Sicherheitswacht, an der sich orientiert wurde (vgl. Sächsischer Landtag 

                                                 

6  Dabei ist zu beachten, dass der Begriff Bürgerwehr hier in Bezug auf rechtsextreme Bürgerwehren verwendet 
wird – bzgl. Initiativen, die bspw. Streife laufen und mit den Behörden kooperieren oder aus denen tatsächlich 
Sicherheitspartnerschaften entstehen, wird eher von Bürgerinitiativen gesprochen (vgl. ebenfalls Landtag Bran-
denburg 2016)  

7  Da die Initiative für Sicherheitspartnerschaften von BürgerInnen kommen muss (s. Kapitel 4), lässt sich nicht 
einfach eine Ausweitung bestimmen, die dann durch Polizeipräsidien angegangen werden kann. Somit kann allein 
diese Neuregelung als ein Wille zum Ausbau der Sicherheitspartnerschaften angesehen werden.  
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1997a; Sächsisches Staatsministerium des Innern 1996). Dabei war die Sicherheitswacht Be-

standteil „umfangreicher Anstrengungen der Staatsregierung zur Stärkung der Inneren Si-

cherheit“ (Diederich 1997, o.S.).8 

Allerdings war die Einführung der Sicherheitswacht nicht unumstritten: von der CDU vo-

rangetrieben, zeigten sich SPD und PDS sehr kritisch (vgl. u.a. Sächsischer Landtag 1997b). 

Eine Besonderheit ist, dass, aufgrund der geografischen Lage Sachsens, der Einsatz von An-

gehörigen der Sicherheitswacht in Grenzgebieten erfolgt. Dieser Einsatz wurde insbesondere 

2007 beim Wegfall der Grenzkontrollen zu Polen und Tschechien angestrebt und war eine 

der „Maßnahmen der sächsischen Polizei mit dem Wegfall der Grenzen zu Polen und Tsche-

chien“ (Sächsisches Staatsministerium des Innern 2007), aber auch 2012 wurde der Einsatz 

der Sicherheitswacht in grenznahen Gebieten beschrieben (vgl. Sächsisches Staatsministe-

rium des Innern 2012).  

Den Freiwilligen Polizeidienst in Hessen gibt es seit Oktober 2000 (vgl. Polizei Hessen 

2018a). Damit ist er der jüngste der großflächig eingeführten Dienste ehrenamtlich Polizie-

render. Die Einführung erfolgte, nachdem die CDU die Wahlen 1999 mit einem – so be-

schreibt es Stienen (2011) – „Law and order“-Wahlkampf gewann und gemeinsam mit der 

FDP die Landesregierung stellte. In ihrem Wahlkampf warb die CDU für die Einführung 

privater Haftanstalten, für eine Verschärfung des Ausländer- und Polizeirechts, für die Er-

höhung der Polizeipräsenz und eben auch für die Einführung eines freiwilligen Polizeidiens-

tes (vgl. Stienen 2011, S. 164-165). Bei der Einführung des FPD Hessen wurde sich auf die 

Erfahrungen in anderen Bundesländern bereits bezogen (vgl. Kreuzer und Schneider 2002, 

S. 21-26).  

Grundlage für die Einführung ist das Gesetz für die aktive Bürgerbeteiligung zur Stärkung 

der Inneren Sicherheit (Hessisches Freiwilligen-Polizeidienst-Gesetz-HFPG) vom 

13.06.2000. Zunächst wurde der Freiwillige Polizeidienst in Hessen in einer Pilotphase in 

den vier Städten Fulda, Marburg, Offenbach und Wiesbaden eingerichtet (vgl. Stienen 2011, 

S. 165). Seit 2004 gibt es den Dienst landesweit (vgl. Frankfurter Allgemeine 2004) und er 

wird grundsätzlich für jede Kommune als geeignet angesehen – unabhängig von Größe oder 

Rolle der Kriminalitätsbelastung (vgl. Hessischer Landtag 2007; Hirschmann und Groß 2012, 

S. 24). Eine erste Sichtung der Drucksachen und Plenarprotokolle des Landtags Hessen 

ergab, dass es zur Einführung des FPD kontroverse Diskussionen zwischen den Parteien 

gab (vgl. bspw. Hessischer Landtag 2000) und diese auch bzgl. der landesweiten Ausweitung 

geführt wurden (vgl. Frankfurter Allgemeine 2004; Hessischer Landtag 2004). Konkrete 

Maßnahmen, den Dienst abzuschaffen, gab es seither jedoch – anders als in Baden-Würt-

temberg – nicht. Dies ist sicherlich mit der seitdem währenden Regierungsbeteiligung der 

den FPD befürwortenden CDU zu erklären, die häufig vom „Erfolgsmodell Freiwilliger Po-

lizeidienst“ spricht (vgl. bspw. Hessischer Landtag 2015). Bezüglich des Freiwilligen Polizei-

dienstes Hessen wird betont, dass dieser keine Bürgerwehr sei. Exemplarisch dazu kann Jörg-

Uwe Hahns (FDP) Aussage bzgl. des Freiwilligen Polizeidienstes herangezogen werden: 

„Wir legen großen Wert darauf, dass der freiwillige Polizeidienst eine Abteilung der Polizei 

                                                 

8  Eine Ergänzung der bereits in „Angriff genommene[r] Maßnahmen zur Verbesserung der polizeilichen Präsenz, 
Steigerung der Effektivität im Bereich der Kriminalitäts- und Verkehrsunfallbekämpfung sowie zur Weiterent-
wicklung der Zusammenarbeit mit den Bürgern in zweckmäßiger Weise“ (Diederich 1997, o.S.) 
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ist und unter der Führung des Polizeipräsidenten steht, dass er keine Veranstaltung ist, die 

irgendwo nebenher läuft oder damit zu tun hat, dass irgendwelche Bürgerwehren aufgestellt 

werden.“ (Hessischer Landtag 2000). 

Vor der landesweiten Einführung wurde eine ausführliche wissenschaftliche Begleitstudie 

von Arthur Kreuzer und Hans Schneider durchgeführt. Diese kamen u.a. zu dem Ergebnis, 

dass sich eine Entlastungsfunktion bei Zeitlagen und bei der „Beseitigung von Störungen 

und Verstößen im ruhenden und fließenden Verkehr“ verzeichnen ließe (Kreuzer und 

Schneider 2002, S.67) – dies sei jedoch deshalb durchaus problematisch, da dadurch das 

„Image“ des Polizeifreiwilligendienstes leiden könne. Daher solle dieser Einsatzbereich nur 

bei Extremgefährdungen und -behinderungen durch den FPD abgedeckt werden (ebda.). Es 

wird betont, dass der FPD zwar durch BürgerInnen allgemein befürwortet bzw. in Anspruch 

genommen werde, andererseits zeige sich hier eine Diskrepanz bzgl. der Akzeptanz und eine 

damit verbundene erhöhte „Diskussionsfreudigkeit“ bzgl. getroffener Maßnahmen von Po-

lizeifreiwilligen bei BürgerInnen (vgl. Kreuzer und Schneider 2002, S. 45). Des Weiteren 

nähmen die BürgerInnen den FPD als stärkend für ihr subjektives Sicherheitsgefühl wahr, 

es könne zudem keine unverhältnismäßige organisatorische Belastung der Polizei durch den 

FPD festgestellt werden und von den BürgerInnen werde der FPD als Möglichkeit des eh-

renamtlichen Engagements genutzt (vgl. Kreuzer und Schneider 2002, S. 68 ff.). Kritisch zu 

sehen sei aber auch die Motivation einiger der Aktiven, bei denen nicht immer ausschließlich 

das Motto „Präsenz zeigen – Beobachten – Melden“ im Vordergrund stehe, sondern der 

Wunsch nach Polizeiarbeit sehr präsent sei (vgl. Kreuzer und Schneider 2002, S. 68 f.). Zu-

dem seien Eigengefährdungen nicht gänzlich auszuschließen. Aufgrund der Ergebnisse ge-

ben die Autoren kein Votum für oder gegen den Freiwilligen Polizeidienst, betonen jedoch, 

dass das Sicherheitsgefühl und die Kommunikation mit BürgerInnen Stärken des Modells zu 

sein scheinen und dies in den Zielvorgaben herausgestellt werden sollte (vgl. Kreuzer und 

Schneider 2002, S. 69-70). 

 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass das ehrenamtliche Polizieren bundeslandübergreifend 

ein Steckenpferd der CDU/CSU ist und diese die Einführung in all den hier beschriebenen 

Bundesländern vorantrieb – dies gilt auch für Baden-Württemberg, wo bei Einführung des 

Freiwilligen Polizeidienstes Kurt-Georg Kiesinger Ministerpräsident war.9 Auch wenn die 

historischen Kontextbedingungen der Einführung sich teilweise unterscheiden, war die Ein-

führung stets an einen Sicherheitsbedarf bzw. eine Sicherheitsnachfrage seitens der Bevölke-

rung gekoppelt. In Baden-Württemberg ergab sich dieser Sicherheitsbedarf aufgrund der an-

gespannten außenpolitischen Situation. Bei den anderen Einführungen des ehrenamtlichen 

Polizierens muss auf die sich laut Polizeilicher Kriminalstatistik in den 1990er Jahren ver-

schlechternde Sicherheitslage sowie ein sich verschlechterndes subjektives Sicherheitsgefühl 

hingewiesen werden (vgl. Frevel 2012, S. 22). So war die Einführung des ehrenamtlichen 

Polizierens, mit Ausnahme des FPD Baden-Württemberg, stets in umfangreichere Pro-

gramme und Maßnahmen zur Stärkung von innerer Sicherheit eingebunden.  

                                                 

9  Die Koalition bestand aus CDU, SPD, FPD/DVP und BHE. 
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Während Brandenburg und Bayern derzeit die Ausweitung ihrer Formen ehrenamtlichen 

Polizierens anstreben, wird in Sachsen und Hessen der Status Quo aufrechterhalten. In Ba-

den-Württemberg wird über größere Reformen in Form einer neuen rechtlichen Grundlage 

nachgedacht, nachdem die grün-rote Regierung eigentlich eine gänzliche Abschaffung an-

strebte. Während in Bayern derzeit 869 Sicherheitswachtangehörige aktiv sind (vgl. Polizei 

Bayern 2017c, Stand Oktober 2017), sind es in Baden-Württemberg 679 (vgl. Ministerium 

für Inneres, Digitalisierung und Migration Baden-Württemberg 2017, Stand: 30.06.2017) und 

in Brandenburg gibt es 455 Sicherheitspartner (vgl. Land Brandenburg 2018b, Stand: 

31.12.2017). Für Hessen und Sachsen sind keine offiziellen und aktuellen Informationen ein-

sehbar. Einer kleinen Anfrage im Hessischen Landtag von 2015 ist zu entnehmen, dass zu 

diesem Zeitpunkt 612 ehrenamtlich Polizierende in Hessen aktiv waren (vgl. Hessischer 

Landtag 2015, S. 3). Aus einer kleinen Anfrage im Sächsischen Landtag geht hervor, dass 

zum Stand November 2013 522 Angehörige in der Sicherheitswacht aktiv waren (vgl. Säch-

sisches Staatsministerium der Innern 2014, S. 3).
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 FPD Baden-Württemberg SW Bayern SW Sachsen FPD Hessen Sicherheitspartner Brandenburg 

Einführung 1963 1994 1998 2000 1995 

Aktuelle Ge-

setzesgrund-

lage 

Gesetz über den Freiwilligen Polizeidienst 

(FPolDG) 

Sicherheitswachtgesetz (SWG) Sächsisches Sicherheits-

wachtgesetz 

(SächsSWG) 

Hessisches Freiwil-

ligen-Polizeidienst-

Gesetz (HFPG) 

„Sicherheitspartner des Landes 

Brandenburg im Rahmen der Kom-

munalen Kriminalprävention (KKP)“, 

Erlass des Ministeriums des Innern 

und für Kommunales vom 1. Juni 

2017. 

Kontext der 

Einführung 

Kalter Krieg, Arbeitskräftemangel im öf-

fentlichen Dienst 

Teil eines 15-Punkte-Programms zur inne-

ren Sicherheit 

Orientierung an der bayeri-

schen Sicherheitswacht, Ein-

gebunden in verschiedene 

Maßnahmen der inneren Si-

cherheit 

Im Rahmen von Re-

formen im Kontext 

der inneren Sicher-

heit 

Anstieg der registrierten Straftaten; 

zunehmende Zusammenschlüsse 

von Bürgerwehren; im Rahmen von 

Maßnahmen zur Kommunalen Krimi-

nalitätsverhütung 

Aktuelle Ent-

wicklungen 

Planungen der Abschaffung durch grün-

rote Regierung (2011-2016); Planung der 

Aussetzung der Abschaffung + Schaffung 

einer neuen rechtlichen Grundlage durch 

grün-schwarze Regierung (ausstehend) 

Beschluss d. Ausweitung der SW in 2010, 

weiterer Ausweitungsbeschluss 2016 (inkl. 

Einrichtung von SW für Kommunen mit < 

20.000 EinwohnerInnen ermöglicht) – im-

mer wieder Anträge durch Grüne/SPD zur 

Abschaffung der SW 

Keine Diskussionen zu Refor-

mierung/Abschaffung auf 

Landesebene 

Keine Diskussio-

nen zu Reformie-

rung/Abschaffung 

auf Landesebene 

2017 einige Neuregelungen und da-

mit Bestätigung und Wille zum Aus-

bau der SP 

Anzahl ehren-

amtlich Poli-

zierender (lan-

desweit) 

679, Stand: 30.06.2017 869, Stand: Oktober 2017 Keine aktuellen Informatio-

nen verfügbar, 522, Stand 

November 2013 

Keine aktuellen In-

formationen ver-

fügbar, 612 Stand 

2015 

455, Stand: 31.12.2017 
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2. Aufgaben, Ziele, Ausstattung und Befugnisse 
ehrenamtlich Polizierender 

Für den Freiwilligen Polizeidienst in Baden-Württemberg wurde mit der Konzeption zur 

„Neuorientierung des Freiwilligen Polizeidienstes in Baden-Württemberg“ 1998 mehr Wert 

auf die sichtbare Präsenz gelegt (vgl. Hirschmann und Groß 2012, S. 27) – insbesondere in 

„Angsträumen“ wie „Kinderspielplätze[n], Schulen, Kindergärten, Parkhäuser[n] und öffent-

liche[n] Anlagen“ (Stienen 2011, S. 167). Während die Freiwilligen bis 2013 mit einem voll 

ausgebildeten Polizeibeamten Streife liefen (vgl. Stienen 2011, S. 167), sind sie seit 2013 nicht 

mehr im Streifendienst tätig. Unterstützend tätig sind die Angehörigen des FPD stattdessen 

bei Veranstaltungen bspw. bei der Verkehrsregelung bei Volksfesten, Faschingsumzügen, 

sonstigen Events sowie bei der Präventionsarbeit (vgl. Landtag von Baden-Württemberg 

2016, S. 4). Eine Gesetzesänderung hatte diese Verschiebung der Aufgaben jedoch (noch) 

nicht zur Folge: Laut dem Gesetz über den Freiwilligen Polizeidienst (FPolDG) werden die 

Polizeifreiwilligen in Baden-Württemberg „1. Zur Sicherung von Gebäuden und Anlagen, 2. 

Zur Sicherung und Überwachung des Straßenverkehrs, 3. Zum Streifendienst, 4. Zum Kraft-

fahrtdienst, Fernmeldedienst und zu ähnlichen technischen Diensten“ (§1 Abs. 3 FPolDG) 

eingesetzt. Während zunächst noch das Ziel einer Polizeireserve für außergewöhnliche Lagen 

vorherrschte, waren die Ziele ab 1998 Steigerung polizeilicher Präsenz und dem Leisten eines 

Beitrags zur Kriminalprävention stärker an einem Ansatz der Bürgerbeteiligung im Bereich 

der inneren Sicherheit angelehnt (vgl. Ehm 2005, S. 28 ff.). Dabei trugen und tragen die 

Angehörigen des Freiwilligen Polizeidienstes stets eine Polizeiuniform, die sich lediglich an 

den Schulterklappen von denen der Polizeibeamten unterscheidet – statt Sternen sind es bei 

den Freiwilligen blaue Schrägstriche. Sie sind die einzigen ehrenamtlich Polizierenden in 

Deutschland, die zudem mit Schusswaffen ausgestattet sind (vgl. Korf 2016).  §6 FPolDG 

Abs. 1 besagt, dass die Angehörigen des FPD „bei der Erledigung ihrer polizeilichen 

Dienstverrichtungen Dritten gegenüber die Stellung von Polizeibeamten im Sinne des Poli-

zeigesetzes“ haben.  

Für die Bayerische Sicherheitswacht gibt es keinen gesetzlich geregelten Aufgabenkatalog. 

Art. 2 des Sicherheitswachtgesetzes (SWG) regelt, dass die Angehörigen der Sicherheitswacht 

„in ihrer Dienstzeit die Polizei bei der Erfüllung ihrer Aufgaben, insbesondere im Zusam-

menhang mit der Bekämpfung der Straßenkriminalität“ unterstützen. Genauer beschrieben 

sind die Aufgaben auf den Internetseiten der Polizei Bayern. Die Angehörigen der Sicher-

heitswacht laufen Streife oder sind mit dem Fahrrad unterwegs und sollen bei verdächtigen 

Vorkommnissen per Funk die Polizei informieren und nur im Ausnahmefall eingreifen. Da-

bei sollen sie die Polizei unterstützen, bspw. durch Mithilfe bei Fahndungen, Ansprechpart-

ner für schutzbedürftige Personen wie Kinder und Senioren sein, Auskünfte an hilfesu-

chende BürgerInnen erteilen sowie Vandalismus und Straßenkriminalität entgegenwirken 

(vgl. Bayerisches Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr 2017). Dabei sollen sie 

vor allem an Orten präsent sein, wo zwar Straftaten drohen, die Gefährdung jedoch nicht so 

groß ist, dass die ständige Präsenz von Polizeibeamten notwendig ist. Diese Orte umfassen 
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größere Wohnsiedlungen, öffentliche Parks und Anlagen, die Umgebung von Haltestellen 

öffentlicher Verkehrsmittel und von Gebäuden, bei denen es zu Zerstörungen oder Schmie-

rereien kam, sowie an Asylbewerber-Unterkünften. Ziele sind dabei die Verbesserung der 

Sicherheitslage durch Präsenz sowie die damit verbundene Stärkung des subjektiven Sicher-

heitsgefühls der Bürger (vgl. Polizei Bayern 2017a). Ausgestattet sind die Angehörigen der 

Sicherheitswacht mit einem Handsprechfunkgerät sowie einem Reizstoffsprühgerät zur Ei-

gensicherung. Zudem tragen sie einen Dienstausweis bei sich und sind verpflichtet, sich auf 

Verlangen einer von einer Maßnahme betroffenen Person auszuweisen (Art. 16 SWG).10 Die 

Bekleidung besteht aus einem blauen Piquee-Kurzarmhemd und einer blauen Einsatzjacke 

mit der Aufschrift Sicherheitswacht – ggf. tragen sie zudem eine gelbe Warnweste ebenfalls 

mit der Aufschrift Sicherheitswacht (Polizei Bayern 2017d). Neben den Jedermannsrechten 

dürfen die Angehörigen der Sicherheitswacht Personen anhalten und sie befragen sowie ihre 

Personalien feststellen11 und Personen einen Platzverweis erteilen (vgl. Polizei Bayern 

2017d). 

Wie in Bayern gibt es auch für die Sächsische Sicherheitswacht keinen gesetzlich geregelten 

Aufgabenkatalog. Im SächsSWG ist lediglich beschrieben, dass die Angehörigen der Sächsi-

schen Sicherheitswacht für Streifentätigkeiten zur Unterstützung der Polizei eingesetzt wer-

den (§ 2 SächsSWG) und die Mitwirkung von Bürgern an der Aufrechterhaltung der öffent-

lichen Sicherheit und Ordnung bezweckt wird (§ 1 SächsSWG). Dabei sollen sie bei verdäch-

tigen Vorkommnissen die Polizei rufen oder anlassbezogen selbst einschreiten, als Ansprech-

partnerInnen für BürgerInnen fungieren und sicherheitsrelevante Hinweise entgegenneh-

men, die sie an die Polizei weitergeben (vgl. Polizei Sachsen o.J.). In den Informationen der 

Polizei Sachsen wird des Weiteren als Ziel der Streifentätigkeit die Erhöhung des Sicherheits-

gefühls der Bevölkerung angegeben (vgl. Polizei Sachsen o.J.). Ausgestattet sind die Ange-

hörigen der Sächsischen Sicherheitswacht mit einem Reizstoffsprühgerät zur Eigensicherung 

sowie einem Funkgerät, durch das sie mit dem nächsten Polizeirevier verbunden sind (vgl. 

Polizei Sachsen o.J.). Zudem tragen sie einen Dienstausweis bei sich und sind verpflichtet, 

sich auf Verlangen einer von einer Maßnahme betroffenen Person auszuweisen (§ 15 Sächs-

SWG).12 Sie tragen eine dunkelblaue Jacke, ein Basecap sowie ein Polohemd. Auf die Jacke 

ist Sächsische Sicherheitswacht aufgedruckt (vgl. Polizei Sachsen o.J.). Sie dürfen im Rahmen 

ihrer Tätigkeit in der Sächsischen Sicherheitswacht Personen befragen, die Identität von Per-

sonen feststellen und Platzverweise aussprechen, wenn von Personen Gefahr oder Störung 

ausgeht, und Sachen sicherstellen (vgl. Polizei Sachsen o.J.; § 4, § 5, § 6, § 7 SächsSWG). 

Im Hessischen Freiwilligen Polizeidienst Gesetz (HFPG) sind die Aufgaben der Angehöri-

gen des Freiwilligen Polizeidienstes, in Hessen auch als Polizeihelfer bezeichnet (vgl. Polizei 

Hessen 2018b), geregelt: sie werden „1. Bei der vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten 

2. Bei der Überwachung des Straßenverkehrs 3. Beim polizeilichen Streifendienst 4. Beim 

polizeilichen Ermittlungsdienst 5. Bei der Sicherung und dem Schutz von Gebäuden und 

öffentlichen Anlagen 6. Bei der Erforschung von Ordnungswidrigkeiten“ (§ 1 Abs. 1 HFPG) 

                                                 

10  Solange der Zweck der Maßnahme dadurch nicht beeinträchtigt wird.  
11  Wenn dies notwendig ist aufgrund von Gefahrenabwehr oder Beweissicherung. 
12  Solange der Zweck der Maßnahme dadurch nicht beeinträchtigt wird. 
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eingesetzt. Zusammengefasst werden diese konkreten Aufgaben mit dem Zeigen von Prä-

senz, dem Beobachten und Melden von Wahrnehmungen hinsichtlich der öffentlichen Si-

cherheit und Ordnung sowie vorbeugenden Gesprächen mit dem Bürger (vgl. Polizei Hessen 

2018a).  Ziel dabei ist es, „die objektive und subjektive Sicherheitslage im Bereich der Städte 

und Gemeinden weiter zu verbessern.“ (Polizei Hessen 2018a). Ausgestattet sind die Frei-

willigen in Hessen mit Mobiltelefon und Pfefferspray zur Eigensicherung. Zudem tragen sie 

eine blaue Uniform, auf die „Freiwilliger Polizeidienst“ aufgedruckt ist (vgl. Polizei Hessen 

2018b). Ihre Befugnisse umfassen die Befragung und Auskunftspflicht, die Erhebung perso-

nenbezogener Daten sowie Identitätsfeststellung, das Prüfen von Berechtigungsscheinen, die 

Durchführung von Sicherstellungen und das Aussprechen von Platzverweisen (vgl. Stienen 

2011, S. 165).13 

Die Aufgaben der Sicherheitspartner sind nicht eindeutig geregelt und auch im Erlass „Si-

cherheitspartner des Landes Brandenburg“ vom 01.06.2017 wird lediglich von „beispiel-

hafte[n] Tätigkeitsfelder[n]“ (Ministerium des Innern und für Kommunales Brandenburg 

01.06.2017, S. 4) gesprochen. Diese Tätigkeitsfelder umfassen das Zeigen von Präsenz „in 

subjektiv wahrgenommenen Räumen der Verunsicherung (z.B. in Parks, an Bahnhöfen), prä-

ventive Rundgänge zur Verhinderung von Einbruchskriminalität in Schwerpunktbereichen, 

Weitergabe von Informationen zur Kriminalprävention [...], Orientierungs-/Alltagshilfe für 

Zuwanderer/Flüchtlinge, Begleitung von Kindern auf Schulwegen, Unterstützung der Kom-

mune zur Veranstaltungssicherung, Feststellung von Gefahrenpunkten im Straßenverkehr 

[...] und Mitteilung von Störungen im Wohnumfeld [...]“ (Ministerium des Innern und für 

Kommunales Brandenburg 01.06.2017, S. 4). Dabei soll sich an den örtlichen Gegebenheiten 

bzw. Bedarfen orientiert werden und eine Vernetzung der Sicherheitspartner mit Schulen, 

Vereinen, Kirchen usw. erfolgen (vgl. Ministerium des Innern und für Kommunales Bran-

denburg 01.06.2017, S. 4). Ziel ist das gemeinsame Vorgehen gegen Sicherheitsdefizite in den 

Kommunen – dabei sollen sowohl die objektive Sicherheitslage („wirkungsvolle Kriminali-

tätsbekämpfung“) als auch das subjektive Sicherheitsempfinden („Herstellung des Sicher-

heitsgefühls im Gemeinwesen“) verbessert werden (vgl. Ministerium des Innern und für 

Kommunales Brandenburg 01.06.2017, S. 1). Ausgestattet werden die Sicherheitspartner mit 

einem Lichtbildausweis, den sie bei Aktivitäten als Sicherheitspartner mitzuführen haben, 

und einer Funktionsjacke mit der Aufschrift Sicherheitspartner – dabei kann zwischen einer 

blauen Twinjacke und einem neongelben Warnparka von Seiten der Sicherheitspartner aus-

gewählt werden (vgl. Land Brandenburg 2018a). Zudem besteht die Möglichkeit, Zuwen-

dungen in Höhe von bis zu 150 Euro pro Sicherheitspartner zu beantragen für weitere Klei-

dung (Oberbekleidung, Warnwesten etc.) sowie Ausrüstungsgegenstände – Taschenlampe, 

Digitalkamera, Tasche/Rucksack, Erste-Hilfe-Pack, Fernglas/Nachtsichtgerät, Fahrrad, 

Funkgerät (kein Polizeifunk) und Trillerpfeife (vgl. Land Brandenburg 2017).14 Waffen dür-

fen während der Tätigkeit als Sicherheitspartner nicht mitgeführt werden (vgl. Ministerium 

                                                 

13  Die Aufzählung der Befugnisse sowie die rechtlichen Grundlagen dazu finden sich im § 2 Abs. 1 HFPG. 
14  Diese wurden für 2017 aus Lottomitteln gefördert. Derzeit ist noch nicht klar, ob die Förderung durch Lotto-

mittel auch 2018 fortgesetzt wird (vgl. Land Brandenburg 2017). 



14                                                                                                                                                        Frauke Reichl 

des Innern und für Kommunales Brandenburg 01.06.2017, S. 5). Die Sicherheitspartner ver-

fügen natürlich über die Jedermannsrechte, haben darüber hinaus jedoch keine weiteren Be-

fugnisse15 (vgl. Polizeipräsidium Land Brandenburg 2017, S. 9 f.).  

 

Bei allen Formen des ehrenamtlichen Polizierens ist in den Aufgaben die Kommunikation 

mit BürgerInnen genannt – für den FPD Baden-Württemberg eher implizit aufgrund der 

Präventionsarbeit, an der er mitwirken soll. Zudem laufen alle ehrenamtlich Polizierenden – 

außer seit 2013 jene in Baden-Württemberg – Streife. Während Hessen und Baden-Würt-

temberg (auch wenn dieser nicht mehr umfassend befolgt wird) einen genauen Aufgabenka-

talog gesetzlich geregelt haben, gibt es für die Ehrenamtlichen in Bayern, Sachsen und Bran-

denburg keine exakt festgelegte Aufgabenbeschreibung. In allen Ländern außer in Baden-

Württemberg sind die Steigerung der objektiven Sicherheitslage und des subjektiven Sicher-

heitsgefühls explizit genannt. Für Baden-Württemberg kann ebenfalls davon ausgegangen 

werden, dass diese Ziele mit dem FPD verfolgt werden, da Polizeifreiwillige die Polizeibe-

amten unterstützen sollen und Dritten gegenüber Polizeibeamten gleichgestellt sind, sie wer-

den jedoch nicht explizit genannt. Dieses kann sicherlich auch mit den seit einigen Jahren 

währenden Reformbemühungen und den damit verbundenen geringen öffentlich einsehba-

ren Informationen – so konnten im Gegensatz zu den anderen Formen des ehrenamtlichen 

Polizierens keine offiziellen Zielkonzeptionen gefunden werden – begründet werden. Die 

Befugnisse unterscheiden sich ebenfalls. Am ähnlichsten sind sich die Befugnisse der SW 

Bayern und Sachsen sowie des FPD Hessen, die sich lediglich in der Sicherstellung von Sa-

chen unterscheiden (diese ist nicht im bayerischen SWG enthalten), bei denen ehrenamtlich 

Polizierenden Platzverweise, Identitätsfeststellungen und Befragungen von Personen ermög-

licht sind. Die Angehörigen des FPD Baden-Württemberg haben die Stellung eines Polizei-

beamten und damit deutlich mehr Befugnisse, während die Sicherheitspartner in Branden-

burg keine erweiterten Befugnisse haben, sondern lediglich die Jedermannsrechte. Bei der 

Ausstattung ähneln sich erneut die SW Bayern und Sachsen sowie der FPD Hessen – so ist 

zwar die Kleidung der bayerischen und sächsischen Sicherheitswacht unterschiedlich, in bei-

den Sicherheitswachten haben deren Angehörige aber Reizstoffsprühgeräte sowie ein Funk-

gerät. In Hessen haben die Angehörigen des FPD statt eines Funkgerätes ein Mobiltelefon 

sowie eine blaue Uniform. Diese Uniform ist jedoch im Gegensatz zu den Uniformen des 

FPD Baden-Württemberg mit „Freiwilliger Polizeidienst“ beschriftet. Die Sicherheitspartner 

in Brandenburg haben lediglich die Möglichkeit, Funktionsjacken zu beantragen, und zumin-

dest für 2017 war die Beantragung von weiteren Ausrüstungsgegenständen durch die Bereit-

stellung von Lottomitteln ermöglicht. Bezüglich der Aufwandsentschädigung unterscheiden 

sich die Formen des ehrenamtlichen Polizierens ebenfalls; während die sächsischen Sicher-

heitswächter 6 Euro in der Stunde bekommen, bekommen die Angehörigen der Freiwilligen 

Polizeidienste in Baden-Württemberg (vgl. Deggeller 2017)  und Hessen (vgl. Hessisches 

Ministerium des Innern und für Sport o.J.) 7 Euro und die bayerischen Sicherheitswächter 8 

                                                 

15  Sieht man davon ab, dass die Möglichkeit besteht, Ausnahmegenehmigungen für die Befahrung von Deich-, 
Forst- und Waldwegen zu beantragen (vgl. Ministerium des Innern und für Kommunales Brandenburg 
01.06.2017). 
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Euro pro Stunde (vgl. Bayerisches Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr 2017). 

Die Sicherheitspartner in Brandenburg können seit 2017 statt 25 Euro eine Aufwandsent-

schädigung von 30 Euro pro Monat beantragen (vgl. Ministerium des Innern und für Kom-

munales Brandenburg 01.06.2017, S. 5). 

 FPD BW SW Bayern SW Sachsen FPD Hessen Sicherheitspartner 

Aufgaben 
Verkehrsregelung 

bei Veranstaltun-

gen/Präventionsar-

beit  Gesetz 

sieht noch Strei-

fentätigkeiten vor 

(§1 Abs. 3 FPolDG) 

Kein gesetzl. Aufga-

benkatalog  Strei-

fentätigkeit, An-

sprechpartner für 

Bürger 

Kein gesetzl. Auf-

gabenkatalog  

Streifentätigkeit, 

Ansprechpartner 

für Bürger 

HFPG § 1 u.a. 

Streifentätig-

keit  Zeigen 

von Präsenz, 

Beobachten + 

Melden von 

Wahrnehmun-

gen hinsichtl. 

der öff. Sicher-

heit und Ord-

nung + vorbeu-

genden Ge-

spräche mit 

Bürgern 

Keine genaue Auf-

gabenregelung, 

Beschreibung bei-

spielhafter Tätig-

keitsfelder (u.a. 

Zeigen von Präsenz 

„in subjektiv wahr-

genommenen Räu-

men der Verunsi-

cherung“) 

Ziele 
Änderten sich im 

Laufe der Zeit, seit 

1998: Kriminalprä-

vention, Steige-

rung polizeilicher 

Präsenz 

Verbesserung der Si-

cherheitslage durch 

Präsenz sowie die 

Stärkung des subjek-

tiven Sicherheitsge-

fühls der Bürger 

Mitwirkung von 

Bürgern an der 

Aufrechterhal-

tung der öff. Si-

cherheit und 

Ordnung, Erhö-

hung des Sicher-

heitsgefühls der 

Bevölkerung 

durch Streifentä-

tigkeiten 

Objektive und 

subjektive Si-

cherheitslage 

im Bereich der 

Städte und Ge-

meinden ver-

bessern 

gemeinsames Vor-

gehen gegen Si-

cherheitsdefizite in 

Kommunen – Ver-

besserung der ob-

jektiven Sicher-

heitslage und des 

subjektiven Sicher-

heitsempfindens 

Befugnisse 
Stellung eines Poli-

zeibeamten 

Jedermannsrechte + 

Befragung von Perso-

nen, Identitätsfest-

stellung, Platzver-

weis 

Jedermanns-

rechte + Befra-

gung von Perso-

nen, Identitäts-

feststellung, 

Platzverweis, Si-

cherstellung von 

Sachen 

Jedermanns-

rechte + Befra-

gung von Per-

sonen, Prüfen 

von Berechti-

gungsschei-

nen, Identitäts-

feststellungen, 

Platzverweise, 

Sicherstellen 

von Sachen  

Jedermannsrechte 

Ausstattung 
Uniform (Schräg-

striche statt 

Sterne), Waffe 

Reizstoffsprühgerät, 

Funkgerät, Dienst-

ausweis, Piquee-

Kurzarmhemd, blaue 

Einsatzjacke mit Be-

schriftung Sicher-

heitswacht 

Reizstoffsprüh-

gerät, Funkgerät, 

Dienstausweis, 

Basecap, Polo-

hemd, dunkel-

blaue Jacke mit 

Beschriftung Si-

cherheitswacht 

Pfefferspray, 

Mobiltelefon, 

blaue Uniform 

mit Beschrif-

tung „Freiwilli-

ger Polizei-

dienst“ 

Funktionsjacke mit 

der Aufschrift Si-

cherheitspartner, 

weitere Ausstat-

tung kann bean-

tragt werden max. 

150 €/Person 

Aufwands-

entschädi-

gung 

7 Euro/Stunde 8 Euro/Stunde 6 Euro/Stunde 7 Euro/Stunde 30 Euro/Monat 
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3. Ausbildung und Auswahlkriterien ehrenamt-
lich Polizierender 

Im Freiwilligen Polizeidienst Baden-Württemberg können Personen mitwirken, die die deut-

sche Staatsbürgerschaft besitzen (nach Artikel 116 des Grundgesetzes), das 18. Lebensjahr 

vollendet haben, wobei das Verwendungshöchstalter bei 60 Jahren liegt (vgl. Hirschmann 

und Groß 2012, Anhang A4, Tabelle 16), den gesundheitlichen Anforderungen gewachsen 

sind und einen guten Ruf besitzen (§2 FPolDG Abs. 1). Dass eine Person den gesundheitli-

chen Anforderungen gewachsen sein muss, gilt für alle Ausprägungen des ehrenamtlichen 

Polizierens mit Ausnahme der Sicherheitspartner, bei denen dies nicht festgelegt ist. Der 

„gute Ruf“ ist eine baden-württembergische Besonderheit und kommt für die Ausgestaltun-

gen des ehrenamtlichen Polizierens in den weiteren Bundesländern nicht vor. Ehm (2005) 

schreibt, dass der „gute Ruf“ ein unbestimmter Rechtsbegriff ist und lediglich so verstanden 

werden kann, „dass ein Bewerber für die ihm zu übertragenden Aufgaben die Eignung im 

engeren Sinne besitzen muss“ (Ehm 2005, S. 43) und nichts Negatives über ihn bekannt sein 

darf, das ihn ungeeignet erscheinen lässt (ebd.). Für Bewerber für die Bayerische Sicherheits-

wacht ist festgelegt, dass diese zudem eine abgeschlossene Berufs-/Schulausbildung haben 

müssen, mindestens 5 Stunden im Monat für das Ehrenamt verfügbar sind und „Zuverläs-

sigkeit und Verantwortungsbereitschaft bewiesen haben“ (Bayerisches Staatsministerium des 

Innern, für Bau und Verkehr 2017). Inwieweit diese Zuverlässigkeit und Verantwortungsbe-

reitschaft geprüft wird, ist durch das bayerische Staatsministerium nicht näher beschrieben 

und auch im SWG ist lediglich beschrieben, dass Sicherheitswachtangehörige „Zuverlässig-

keit besitzen, insbesondere die Gewähr dafür bieten, daß sie jederzeit für die freiheitliche 

demokratische Grundordnung im Sinn des Grundgesetzes und der Verfassung eintreten.“ 

(Art. 12 SWG, Abs. 1). Es ist nicht gesetzlich geregelt, ob sie deutsche Staatsangehörige sein 

müssen. Dafür ist hier aber das Höchstverwendungsalter auf 67 Jahre festgelegt , bis 62 Jahre 

ist eine Bewerbung möglich (vgl. Bayerisches Staatsministerium des Innern, für Bau und 

Verkehr 2017). Sachsens Aufbau der Sicherheitswacht ist orientiert an der bayerischen Si-

cherheitswacht, sodass es nicht verwundert, dass sich die Bewerberkriterien hier auch ähneln. 

Auch die sächsischen Bewerber müssen eine abgeschlossene Berufs-/Schulausbildung vor-

weisen. Zuverlässigkeit sollte vorhanden sein und es muss für die freiheitlich-demokratische 

Grundordnung eingestanden werden (§ 11 Abs. 1 SächsSWG), allerdings liegt das Bewer-

bungsalter bei 60 Jahren, das Höchstverwendungsalter aber ebenfalls bei 67 Jahren (vgl. Po-

lizei Sachsen o.J.). Zudem wird als Voraussetzung die Beherrschung der deutschen Sprache 

in Schrift und Wort genannt. Eine Mindestanzahl an verfügbaren Stunden wird jedoch nicht 

festgelegt (vgl. Polizei Sachsen o.J.). Für Hessen werden ebenfalls Bewerber aufgenommen, 

wenn sie gesundheitlich in der Lage sind, die von ihnen geforderten Tätigkeiten auszuführen, 

sie einen Schulabschluss bzw. eine abgeschlossene Berufsausbildung haben, Deutsch spre-

chen und schreiben und „nach ihrer Gesamtpersönlichkeit geeignet erscheinen, die in § 1 

genannten Aufgaben zu erfüllen“ (§ 3 Abs. 1 HFPG). Zudem müssen sie zwischen 18 und 

65 Jahren alt sein (vgl. Polizei Hessen 2018b).  
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Bis auf kleinere Unterschiede in den Bewerbervoraussetzungen wie bspw. dem Alter sowie 

der expliziten Nennung des Schreibens und Sprechens der deutschen Sprache sind die Vo-

raussetzungen bei den verschiedenen Ausprägungen ehrenamtlichen Polizierens sehr ähn-

lich. Grundsätzlich unterscheiden sie sich alle jedoch von den Voraussetzungen der Sicher-

heitspartner. Im Gegensatz zu FPD/Sicherheitswachten werden Sicherheitspartner nicht di-

rekt von der Polizei eingesetzt. Das Ministerium des Innern und für Kommunales Branden-

burg benennt fünf Schritte zur Bestellung der Sicherheitspartner: Zunächst müssen ein durch 

die BürgerInnen artikulierter Bedarf an einem „Mehr an Sicherheit“ gegeben sein sowie die 

Bereitschaft von BürgerInnen sich dafür einzusetzen. Daran anschließend werden bspw. auf 

einer Einwohnerversammlung geeignete BürgerInnen (EinwohnerInnen) als Sicherheits-

partner vorgeschlagen und in Folge dessen wird ein Antrag bei der zuständigen Polizeiin-

spektion gestellt. Diese prüft die potentiellen Sicherheitspartner auf ihre Zuverlässigkeit 

durch eine Prüfung beim Bundeszentralregister sowie ein polizeiliches Führungszeugnis. 

Schließlich werden die Antragsteller „bestellt“, d.h. sie bekommen eine Urkunde und können 

ihre Ausstattung beantragen (vgl. Ministerium des Innern und für Kommunales Branden-

burg 2018). 

Bei der Ausbildung der ehrenamtlich Polizierenden stellen die Sicherheitspartner Branden-

burg ebenfalls einen Sonderfall dar, da eine Ausbildung mit einer bestimmten Stundenzahl 

für sie nicht vorgesehen ist. Im Erlass des Ministerium des Innern und für Kommunales wird 

lediglich von einer Grundeinweisung durch das lokale Polizeirevier gesprochen sowie von 

jährlich stattfindenden Regionalkonferenzen und lokalen Fortbildungsveranstaltungen, zu 

denen auch fachkundige Experten eingeladen werden könnten (vgl. Ministerium des Innern 

und für Kommunales Brandenburg 01.06.2017). 

Baden-Württemberg sticht bzgl. der Ausbildung hingegen mit verhältnismäßig vielen Aus-

bildungsstunden heraus – ein zweiwöchiges Grundausbildungsseminar sowie eine daran an-

schließende Einführungsverwendung umfassen 44 Theoriestunden, 40 Praxisstunden, 16 

Stunden Schusswaffentraining sowie 32 Stunden bedarfsorientierte Praxiseinführung (vgl. 

Hirschmann und Groß 2012, in: Anhang A3, Tabelle 15). Dies ist sicherlich auch mit den 

verhältnismäßig weiten Kompetenzen des baden-württembergischen Freiwilligen Polizei-

dienstes zu begründen. Die Ausbildung der bayerischen Sicherheitswachtangehörigen um-

fasst 40 Stunden und beinhaltet Strafrecht, Eingriffsrecht und Dienstkunde (vgl. Bayerisches 

Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr 02.01.1997), während für die ehrenamt-

lich Polizierenden in Hessen und Sachsen 50 Stunden Ausbildung veranschlagt sind. Für 

Sachsen wird beschrieben, dass die Ehrenamtlichen über die erforderlichen rechtlichen und 

fachlichen Kenntnisse verfügen müssen, was durch eine Einweisung in ausgewählte Rechts-

gebiete und „praktische Hinweise für ihre künftige Tätigkeit“ sowie Informationen zu den 

Aufgaben und den Dienstbetrieb in der Polizei gewährleistet werden soll (Polizei Sachsen 

o.J.). Die Ausbildung in Hessen umfasst rechtliche Aspekte, Eigensicherung, psychologische 

und taktische Grundlagen bzgl. des Einsatzes sowie die Handhabung der Einsatzmittel (vgl. 

Polizei Hessen 2018b).  

Fortbildungen für die Ehrenamtlichen sind in all diesen Bundesländern vorgesehen: 
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Die Ehrenamtlichen in Baden-Württemberg haben 18 Stunden Fortbildung im Jahr, für jene 

in Bayern ist vierteljährlich eine zentrale Fortbildungsveranstaltung vorgesehen. Laut der 

Antwort auf eine kleine Anfrage im Bayerischen Landtag finden in den meisten Polizeiprä-

sidien jedoch monatliche Fortbildungsveranstaltungen statt (vgl. Bayerischer Landtag 2016a). 

Die Polizei Sachsen schreibt: „Um stets für den Einsatz gerüstet zu sein, werden von den 

zuständigen Polizeidienststellen weitere Fortbildungsveranstaltungen geplant und durchge-

führt.“ (Polizei Sachsen o.J.). Für Hessen sind keine offiziellen und aktuellen Informationen 

zu Fortbildungen verfügbar, Hirschmann und Groß (2012) schreiben jedoch, dass mehrmals 

im Jahr dezentrale Fortbildungen stattfänden (vgl. Hirschmann und Groß 2012, Anhang A4, 

Tabelle 16).  

 

 FPD BW SW Bayern SW Sachsen FPD Hessen Sicherheitspartner 

Aufnahme-

kriterien 

Dt. Staatsbürger-

schaft, 18-60 Jahre, 

Anforderungen ge-

sundheitlich gewach-

sen, guter Ruf 

Zw. 18-62 Jahren, An-

forderungen gesund-

heitlich gewachsen, 

abgeschlossene 

Schul-/Berufsausbil-

dung, mind. 5 h/Mo-

nat verfügbar, Zuver-

lässigkeit + Verant-

wortungsbereitschaft 

bewiesen haben, Ein-

treten für die freiheit-

lich-demokratische 

Grundordnung 

18-60 Jahre, An-

forderungen ge-

sundheitlich ge-

wachsen, Zuver-

lässigkeit, 

Deutsch spre-

chen + schrei-

ben, Eintreten für 

freiheitlich-de-

mokratische 

Grundordnung 

Zw. 18-65 

Jahre, Anforde-

rungen ge-

sundheitlich 

gewachsen, 

abgeschlos-

sene Schul-

/Berufsausbil-

dung, Deutsch 

spre-

chen+schrei-

ben, nach Ge-

samtpersön-

lichkeit geeig-

net scheinen 

Bürger werden auf 

Einwohnerver-

sammlung vorge-

schlagen, Antrag 

bei der Polizei  

Prüfung beim 

Bundezentralregis-

ter + polizeiliches 

Führungszeugnis 

Ausbil-

dung 

2-Wochen Grundaus-

bildungsseminar + 

Einführungsverwen-

dung:   

44 Theoriestunden, 

40 Praxisstunden, 16 

h Schusswaffentrai-

ning, 32 h bedarfs-

orientierte Praxisein-

führung 

40 Unterrichtsstun-

den:  

Strafrecht, Eingriffs-

recht, Dienstkunde 

Abschluss durch Prü-

fungsgespräch 

50 Unterrichts-

stunden: Einwei-

sung in ausge-

wählte Rechtsge-

biete, „prakti-

sche Hinweise 

für ihre künftige 

Tätigkeit“ + Infor-

mationen zu Auf-

gaben und 

Dienstbetrieb in 

der Polizei  

50 Stunden: 

rechtliche As-

pekte, Eigensi-

cherung, psy-

chologische + 

taktische 

Grundlage 

bzgl. Einsatz, 

Handhabung 

d. Einsatzmit-

tel 

Grundeinweisung 

durch die Revier-

polizei, Sicher-

heitspartner-Leitfa-

den 

Fortbil-

dung 

18 h im Jahr Vierteljährliche, zent-

rale Fortbildungsver-

anstaltung (meist je-

doch dezentrale mo-

natliche Fortbildung) 

Von den zustän-

digen Polizei-

dienststellen 

durchgeführte 

Fortbildungsver-

anstaltungen 

Keine offiziel-

len Informatio-

nen 

jährliche Regional-

konferenzen, lo-

kale Fortbildungs-

veranstaltungen 
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4. Ansätze des ehrenamtlichen Polizierens in 
weiteren Bundesländern 

Ansätze des ehrenamtlichen Polizierens gibt bzw. gab es auch in einigen anderen Bundeslän-

dern. So wurde 2007 der sogenannte Freiwillige Ordnungs- und Streifendienst (FOSD) in 

Niedersachsen in Form eines Modellversuchs in 8 Städten und Gemeinden (vgl. Celle Heute 

2011) eingeführt. Angegliedert an die Ordnungsbehörde waren die Zielsetzungen ähnlich 

den Diensten des ehrenamtlichen Polizierens in den anderen Bundesländern: Förderung des 

bürgerschaftlichen Engagements, Steigerung des subjektiven Sicherheitsgefühls, Zeigen von 

Präsenz und wie in Bayern wird die „Kultur des Hinsehens“ zumindest von Uwe Schüne-

mann, Initiator des FOSD, betont (vgl. Celle Heute 2011). Die Ausbildung der Freiwilligen 

wurde von den kommunalen Ordnungsbehörden geleitet und von der zuständigen Polizei-

stelle sowie dem Niedersächsischen Bildungsinstitut der Polizei unterstützt (vgl. Stienen 

2011, S. 169). Seit 2009 können die Kommunen in Niedersachsen den Dienst gemeinsam 

mit der Polizei einrichten. 2017 war der Freiwillige Ordnungs- und Streifendienst allerdings 

nur noch in den Kommunen Goldenstedt, Stade und Nordhorn aktiv (vgl. Ems Vechte Welle 

2017). Offizielle und aktuelle Informationen des Landes zum FOSD sind nicht zu finden – 

lediglich die Pressemitteilungen zur Einführung des Dienstes sind abrufbar sowie einige we-

nige Zeitungsartikel.  

Die nicht mehr existente Freiwillige Polizeireserve Berlin wurde 1961 gegründet und war 

„ein Kind des Kalten Krieges“, da sie eingesetzt werden sollte, wenn die Polizei aufgrund 

von Unruhen o.Ä. Aufgaben wie Objektschutz usw. ihre Aufgabe nicht mehr allumfänglich 

wahrnehmen konnte (Kutscha 2004, S. 226). Bereits in den 1970er Jahren kam die bewaff-

nete Freiwillige Polizeireserve in eine Identitätskrise. 1978 wurde schließlich festgestellt, dass 

zwei Polizeireservisten an einem Juwelenraub beteiligt waren, 1985 wurde bekannt, dass der 

„Waffenmeister der rechtsextremen Szene“ in der Polizeireserve aktiv war und 1992 wurden 

fünf Reservisten sowie ein ehemaliger Reservist festgenommen, die sich am internationalen 

Waffenhandel mit rechtsextremistischen Hintergrund beteiligt hatten. Eine eingesetzte Prüf-

kommission stellte 1993 fest, dass bei 515 von 2.210 Mitgliedern der Polizeireserve polizei-

relevante Erkenntnisse vorlagen (Kutscha 2004, S. 228). 1999 wurde ein neues Gesetz erlas-

sen und die Freiwillige Polizeireserve in Freiwilliger Polizeidienst umbenannt, zudem wurden 

die Anforderungen für den Eintritt in den neuen FPD erhöht.16 2002 wurde der Dienst aber 

schließlich von SPD und PDS aufgelöst (vgl. Kutscha 2004, S. 229). 

Laut Ehm (2005) gab es zudem in Mecklenburg-Vorpommern seit Ende der 1990er Jahre 

Diskussionen, einen ehrenamtlichen Polizeidienst einzurichten, der u.a. Streifengänge unter-

nehmen und Aufgaben der Verkehrsregelung verfolgen sollte. Die Überlegungen zu den 

Rechten dieses ehrenamtlichen Polizeidienstes gleichen den Rechten, die ehrenamtlich Poli-

zierende in Hessen, Sachsen und Bayern haben – Identitätsfeststellung, Platzverweise und 

                                                 

16  Die strengeren Anforderungen umfassten die Nichteinstellung, „wenn begründete Zweifel an der Verfassungs-

treue des Bewerbers bestehen, dieser innerhalb der letzten fünf Jahre wegen einer schweren Straftat rechtskräftig 
verurteilt wurde oder ‚sonstige Erkenntnisse vorliegen, auf Grund deren im Hinblick auf die Aufgabe des Frei-
willigen Polizeidienstes Bedenken gegen die Zuverlässigkeit des Bewerbers bestehen‘“ (Kutscha 2004, S. 229). 
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Befragungsrechte (vgl. Ehm 2005, S. 233). Die Pläne zum ehrenamtlichen Polizieren wurden 

jedoch nie umgesetzt und als 2016 die AfD den Vorschlag der Einrichtung einer Hilfspolizei 

nach sächsischem oder bayerischen Vorbild vorbrachte, wurde dieser sowohl von den Re-

gierungs- als auch von den Oppositionsparteien abgelehnt (vgl. Volgmann 2016).  

5. Fazit 

Bei der Recherche zu den unterschiedlichen Formen ehrenamtlichen Polizierens konnte fest-

gestellt werden, dass es einen unterschiedlichen Grad an Transparenz für die unterschiedli-

chen Formen ehrenamtlichen Polizierens gibt – bspw. bzgl. der oben dargestellten Inhalte 

wie Befugnisse, Ausbildung und Auswahlkriterien. So kann argumentiert werden, dass es 

zentral ist, dass BürgerInnen über die ehrenamtlich Polizierenden transparent informiert 

werden, da diesen erweiterte Rechte gegeben wurden, welche potentiell die Freiheit des Ein-

zelnen beschränken können. Dazu wurden im Rahmen der Recherche die offiziellen Infor-

mationen eingesehen, die online zur Verfügung stehen. Dabei konnte festgestellt werden, 

dass die offiziellen Überblicksinformationen zum Freiwilligen Polizeidienst in Baden-Würt-

temberg online nur sehr spärlich sind. Auf einer knappen Informationsseite des Baden-Würt-

tembergischen Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migration werden in lediglich 

fünf Sätzen die Eckdaten des Freiwilligen Polizeidienstes beschrieben (vgl. Ministerium für 

Inneres, Digitalisierung und Migration Baden-Württemberg 2017). Verglichen mit diesem 

Internetauftritt sind die für Hessen einsehbaren Informationen umfangreicher. Dies könnte 

daran liegen, dass kein neues Konzept für den Freiwilligendienst erarbeitet wird und in jüngs-

ter Zeit auch keine Planung zum Abschaffen des Dienstes diskutiert wurde. Zudem werden 

in Hessen aktiv neue „Polizeihelfer“ gesucht, sodass zwangsläufig mehr Informationen für 

potentiell Interessierte online einsehbar sind (vgl. Polizei Hessen 2018b).  

Die Informationen, die online zur Sächsischen Sicherheitswacht einsehbar sind, sind noch 

ausführlicher. So werden Aufgaben, Befugnisse, Ausbildung und Einsatzgebiete einzeln be-

trachtet und erklärt. Insbesondere bei den Befugnissen werden die gesonderten Rechte für 

die Angehörigen der Sicherheitswacht im Dienst erklärt und von den Jedermannsrechten 

abgegrenzt. Zwar ist nicht klar, inwieweit die Informationen aktuell sind, da eine Datierung 

fehlt, dennoch lässt sich hier ein verhältnismäßig hohes Maß an Transparenz feststellen. Die 

online einsehbaren Informationen zur Sicherheitswacht in Bayern sind ebenfalls äußerst um-

fangreich und umfassen die Aufgaben und Befugnisse sehr detailliert. Diese lassen sich zu-

dem in einem vom Bayerischen Ministerium des Innern, für Verkehr und Bau herausgege-

benen Flyer entnehmen. Somit ist dahingehend ebenfalls eine hohe Transparenz gegeben, 

was sicherlich auch damit zu tun hat, dass neue Ehrenamtliche gesucht werden – so wurde 

schließlich die Ausweitung auf 1500 neue „Stellen“ bei aktuell 869 Angehörigen der Sicher-

heitswacht beschlossen. 

Die online einsehbaren Informationen zu den Sicherheitspartnern in Brandenburg sind mit 

Abstand am umfangreichsten und verglichen mit den Informationen von FPD/Sicherheits-

wachten deutlich detaillierter. So gibt es neben einem 45 Seiten umfassenden „Leitfaden für 



PluS-i Working Paper Nr. 3/2018  21 

 

Sicherheitspartner“ (vgl. Polizeipräsidium Land Brandenburg 2017) und dem Flyer „Sicher-

heitspartner im Rahmen der Kommunalen Kriminalprävention“ der Polizei Brandenburg  

(vgl. Ministerium des Innern und für Kommunales Brandenburg 2018) auch das eigens ein-

gerichtete online Informationsportal des Landes Brandenburgs über die Sicherheitspartner.17 

Dies ist auch damit zu erklären, dass aktiv Informationen verbreitet werden müssen, um den 

BürgerInnen diese Möglichkeit des Engagements aufzuzeigen. So muss die Initiative des 

Aufbaus einer Sicherheitspartnerschaft schließlich von BürgerInnen und nicht von behörd-

licher Seite kommen. Zudem bekommen die Sicherheitspartner keinen Unterricht, sodass 

(stattdessen?)18 der aufbereitete Überblick über Rechtsvorschriften in dem Leitfaden für Si-

cherheitspartner zur Verfügung gestellt wird.  

Bezüglich der Transparenz der Formen ehrenamtlichen Polizierens sind also durchaus Un-

terschiede festzustellen, was teilweise an den derzeitigen politischen Gegebenheiten liegen 

könnte (Baden-Württemberg) oder an der notwendigen Bürgerselbstaktivierung, die sicher-

lich wahrscheinlicher wird, wenn mehr Informationen zur Verfügung gestellt werden (Bran-

denburg).  

Ein weiterer Punkt, der während der Recherche auffiel, war Brandenburgs Begründung der 

Bestellung von Sicherheitspartnern zur Verhinderung von nicht-institutionalisierten Bür-

gerengagements wie bspw. Bürgerwehren. Dies klingt für Bayern implizit an, wenn die Poli-

zei Bayern schreibt, dass die bayerische Sicherheitswacht keine Bürgerwehr, im Sinne von 

„unkontrollierte[n] Zusammenschlüssen von Bürgern, die glauben, selbst für Recht und 

Ordnung sorgen zu müssen“ (Polizei Bayern 2017d), sei, sondern die bessere und rechtstaatliche 

Alternative darstelle (vgl. Polizei Bayern 2017d). Der damalige stellvertretende Polizeipräsi-

dent des Polizeipräsidiums Oberbayern Karl-Heinz Spörl betonte bei der öffentlichen An-

hörung zur Einführung der Sächsischen Sicherheitswacht aber ausdrücklich, dass die Baye-

rische Sicherheitswacht nicht eingeführt wurde, weil es in Bayern Probleme mit Bürgerweh-

ren gegeben hätte (vgl. Sächsischer Landtag 1997a, S. 14). In den weiteren Bundesländern ist 

die Argumentation nicht zu finden oder wird abgelehnt; zudem wird an einigen Stellen be-

tont, dass die jeweiligen Ausprägungen des bürgerschaftlichen Polizierens keine Bürgerweh-

ren darstellten. So wurde bereits bei der Einführung der Sächsischen Sicherheitswacht be-

tont, dass diese keine Bürgerwehr sei (vgl. Sächsischer Landtag 1997b). Als die AfD 2015 

einen Antrag mit dem Titel „Schlüsse aus der Kriminalitätsstatistik 2014 ziehen – Sofortkon-

zept für Sicherheit in sächsischen Schwerpunktregionen auf den Weg bringen“ einbrachte, 

verwies sie hier u.a. darauf, dass das Ziel des Verzichtes auf Nachtspaziergänge durch Bür-

gerInnen (bzw. Bürgerwehren) dadurch erreicht werden solle, dass diese in die sächsische 

Sicherheitswacht eingegliedert werden (vgl. Sächsischer Landtag 2015). Der Antrag wurde 

von allen anderen Parteien abgelehnt; bezüglich der sächsischen Sicherheitswacht wurde 

durch die SPD zudem kritisiert, dass eine solche Eingliederung eine Belohnungsstrategie sei, 

bei der Selbstjustiz in die Sicherheitswacht eingegliedert werden solle (vgl. Sächsischer Land-

tag 2015). Stattdessen müsse von der Politik klar formuliert werden, dass „[r]echtsfreie 

                                                 

17  www.sicherheit-braucht-partner.de 
18  Zumindest wurde im Rahmen einer Kleinen Anfrage im brandenburgischen Landtag 2005 auf die Frage, wie die 

Sicherheitspartner geschult würden, neben der Einweisung durch die zuständige Polizei auf den seit 2000 existie-
renden Leitfaden verwiesen (vgl. Landtag Brandenburg 2005) 



22                                                                                                                                                        Frauke Reichl 

Räume nicht mit Bürgerwehren auszufüllen [seien], die quasi hoheitliche Aufgaben ausfüh-

ren“ (Sächsischer Landtag 2015). Bezüglich des FPD Hessen kann exemplarisch dazu Jörg-

Uwe Hahns (FDP) Aussage bzgl. des Freiwilligen Polizeidienstes herangezogen werden: 

„Wir legen großen Wert darauf, dass der freiwillige Polizeidienst eine Abteilung der Polizei 

ist und unter der Führung des Polizeipräsidenten steht, dass er keine Veranstaltung ist, die 

irgendwo nebenher läuft oder damit zu tun hat, dass irgendwelche Bürgerwehren aufgestellt 

werden.“ (Hessischer Landtag 2000). Für Baden-Württemberg kann festgehalten werden, 

dass Diskussionen bzgl. des Verhältnisses zu Bürgerwehren oder Fragen, inwieweit der 

Dienst Bürgerwehren verhindern kann, nicht präsent sind.  

Insgesamt lassen sich für die Umsetzungen des ehrenamtlichen Polizierens in den verschie-

denen Bundesländern also einige Unterschiede, aber durchaus auch viele Gemeinsamkeiten 

ausmachen. So sind sich die Sicherheitswachten in Sachsen und Bayern sowie der Freiwillige 

Polizeidienst in Hessen verhältnismäßig ähnlich. Der Freiwillige Polizeidienst Baden-Würt-

temberg sticht aufgrund der erweiterten Kompetenzen der Ehrenamtlichen, Stellung eines 

Polizeibeamten sowie das Tragen einer Waffe, durch die derzeitig unsichere Situation in Be-

zug auf die Zukunft des Dienstes heraus und ganz allgemein durch sein bereits mehr als 50-

jähriges Bestehen. Die Sicherheitspartner aus Brandenburg stechen deshalb hervor, weil sie 

einen vergleichbar geringen Grad an Institutionalisierung haben. Sie besitzen keine erweiter-

ten Kompetenzen und die Selbstaktivierung von BürgerInnengruppen ist Voraussetzung, 

damit Sicherheitspartner bestellt werden können. Das letzte Bundesland, das einen Versuch 

unternahm, einen Ehrenamtsdienst bei der Polizei einzuführen, war Niedersachsen, wobei 

dieses Modell bislang keine landesweite Implementierung nach sich zog. In allen anderen 

Bundesländern scheint es momentan keine ernsthaften bzw. aussichtsreichen Bestrebungen 

der Einführung solcher Dienste zu geben.   
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